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S C H L U S S A N T R Ä G E DES G E N E R A L A N W A L T S 

CARL O T T O L E N Z 

vom 23. Oktober 1986 

Herr Präsident, 
meine Herren Richter! 

A — 1. In dem Verfahren, zu dem ich 
heute Stellung nehme, geht es um die Frage, 
ob der Kläger, der seit 1966 im Dienst der 
Europäischen Gemeinschaften steht und der 
dem Gerichtshof schon aus den Rechtssa­
chen 255 und 256/83 bekannt ist, Ruhege­
halt wegen Dienstunfähigkeit nur beanspru­
chen kann nach Artikel 78 Absatz 3 des 
Personalstatuts oder aber nach dessen Ab­
satz 2. 

2. Diese Vorschrift des Europäischen 
Dienstrechts besagt bekanntlich folgendes: 

„Ein Beamter, der dauernd voll dienstunfä­
hig geworden ist und deshalb ein Amt seiner 
Laufbahn nicht wahrnehmen kann, hat un­
ter den in Anhang VIII Artikel 13 bis 16 
vorgesehenen Bedingungen Anspruch auf 
Ruhegehalt wegen Dienstunfähigkeit. 

Entsteht die Dienstunfähigkeit durch einen 
Unfall in Ausübung des Dienstes oder an­
läßlich der Ausübung des Dienstes, durch 
eine Berufskrankheit oder durch eine aufop­
fernde Tat im Interesse des Gemeinwohls 
oder dadurch, daß der Beamte sein Leben 
eingesetzt hat, um ein Menschenleben zu 
retten, so beträgt das Ruhegehalt wegen 
Dienstunfähigkeit 70 v. H. des Grundge­
halts des Beamten. 

Beruht die Dienstunfähigkeit auf einer an­
deren Ursache, so entspricht das Ruhegehalt 
wegen Dienstunfähigkeit dem Ruhegehalt, 
auf das der Beamte mit fünfundsechzig Jah­
ren Anspruch gehabt hätte, wenn er bis zu 
diesem Lebensalter im Dienst geblieben 
wäre. 

Ist die Dienstunfähigkeit vom Beamten vor­
sätzlich herbeigeführt worden, so kann die 
Anstellungsbehörde verfügen, daß er ledig­
lich ein Ruhegehalt erhält." 

3. Zur Vorgeschichte des Verfahrens kann 
ich mich angesichts der im Urteil zu den 
vorhin erwähnten Rechtssachen enthaltenen 
Feststellungen sowie der Feststellungen in 
meinen Schlußanträgen zu diesen Fällen mit 
einigen kurzen Bemerkungen begnügen. 

4. Sie wissen, daß gegen den Kläger in der 
Zeit von September 1981 bis Januar 1983 
ein Disziplinarverfahren durchgeführt wor­
den ist. In seinem Rahmen hat der befaßte 
Disziplinarrat im Dezember 1982 festge­
stellt, der Kläger habe seine dienstlichen 
Verpflichtungen verletzt, indem er sich aktiv 
an der entgeltlichen Weitergabe von nicht­
vertraulichen Dokumenten an Dritte betei­
ligte, indem er bei der Beantragung einer 
Genehmigung für eine Nebentätigkeit unzu­
treffende Angaben über deren Umfang und 
die damit verbundenen Einkünfte machte 
und indem er es unterließ, eine Genehmi­
gung für die Ausübung einer Nebentätigkeit 
in den Jahren 1977 bis 1982 zu beantragen. 
Aufgrund dieser Feststellungen und dem 
Vorschlag des Disziplinarrates folgend ver­
hängte die Anstellungsbehörde am 3. Januar 
1983 gegen den Kläger die Disziplinarstrafe 
der Rückstufung von der Gehaltsgruppe 
A 5 in die Gehaltsgruppe A 6. 

5. Wie Sie gleichfalls wissen, ist der Kläger 
dagegen in den genannten Rechtssachen er­
folglos angegangen. Durch Urteil vom 11. 
Juli 1985 wurde sowohl die gegen die Diszi­
plinarentscheidung gerichtete Klage abge­
wiesen als auch die Klage, mit der Scha­
densersatz wegen eines angeblichen Amts-
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fehlers geltend gemacht wurde, den die 
Kommission bei der Durchführung des Dis­
ziplinarverfahrens begangen haben soll und 
der Krankheit und Invalidität des Klägers 
nach sich gezogen habe. 

6. Was diese Krankheit des Klägers anbe­
langt — und damit komme ich zum eigentli­
chen Gegenstand des gegenwärtigen Ver­
fahrens •—·, so hat sie offenbar ab Dezember 
1981 zu wiederholter Abwesenheit des Klä­
gers vom Dienst geführt und dazu, daß im 
März 1983 der Invaliditätsausschuß mit dem 
Fall des Klägers befaßt wurde. Dabei wurde 
dem Ausschuß ausdrücklich aufgetragen, 
sich darüber auszusprechen, ob eine eventu­
elle Dienstunfähigkeit auf eine Berufskrank­
heit zurückgehe, und es wurde ihm auch 
vom Kläger die Bitte unterbreitet, festzustel­
len, ob ein Kausalzusammenhang zwischen 
dem Disziplinarverfahren und der Diszipli­
narstrafe einerseits sowie dem Gesundheits­
zustand des Klägers andererseits bestehe. 

7. Nach einer Untersuchung des Klägers 
äußerte sich der Invaliditätsausschuß am 
7. Mai 1983 dahin, der Kläger sei dauernd 
voll dienstunfähig, und er setzte dem — was 
den Ursprung der Dienstunfähigkeit angeht 
— die Feststellung hinzu „l'invalidité s'est 
manifestée à l'occasion des faits précis sur­
venus dans l'exercice de ses fonctions". Auf­
grund dieses Bescheides erging am 27. Juni 
1983 die Entscheidung, der Kläger werde 
mit Wirkung vom 1. Juli 1983 in den Ruhe­
stand versetzt und es stehe ihm ein Ruhege­
halt gemäß Artikel 78 Absatz 3 des Perso­
nalstatuts zu. In einem Begleitschreiben vom 
gleichen Tag hieß es dazu, man habe auf 
die genannte Vorschrift zurückgegriffen, 
weil die vom Invaliditätsausschuß verwen­
dete Formulierung — die ich eben wieder­
gegeben habe — „ne correspondent pas à 
l'une des hypothèses visées à l'alinéa 2 du 
même article". 

8. Diese Schlußfolgerung hält der Kläger 
nicht für korrekt, und er hat deshalb am 13. 

Juli 1983 Beschwerde gegen die genannte 
Entscheidung eingelegt. In ihr führte er aus, 
die vom Invaliditätsausschuß verwendete 
Formulierung nehme Bezug auf das gegen 
ihn durchgeführte Disziplinarverfahren. Da­
nach stehe fest ·—• und dies sei eine defini­
tive Feststellung —, daß seine Invalidität auf 
eine Berufskrankheit zurückgehe und dem­
gemäß Artikel 78 Absatz 2 des Personalsta­
tuts eingreife. ( 

9. Um diesen Standpunkt zu untermauern, 
richtete der Kläger am 19. Juli 1983 auch 
einen Brief an den Arzt, den er für den In­
validitätsausschuß benannt hatte. In ihm 
wurde danach gefragt, ob der Ausschuß in 
der Lage war, festzustellen, ob ein Kausal­
zusammenhang zwischen dem Disziplinar­
verfahren und dem Gesundheitszustand des 
Klägers, der die Dienstunfähigkeit nach sich 
gezogen habe, besteht, und es wurde die 
Frage aufgeworfen, ob die in den Feststel­
lungen des Ausschusses verwendeten Worte 
„faits précis survenus dans l'exercice de ses 
fonctions" sich auf das Disziplinarverfahren 
beziehen. Darauf erhielt der Kläger im Sep­
tember 1983 den Bescheid, der Ausschuß sei 
einstimmig der Ansicht gewesen, das Diszi­
plinarverfahren sei als Ursache der schweren 
Depression des Klägers anzusehen, aus der 
sich seine Dienstunfähigkeit ergeben habe, 
es bestehe also ein direkter Zusammenhang 
zwischen diesen Ereignissen und der Ver­
schlechterung des Gesundheitszustands des 
Klägers. Außerdem hieß es in dem Bescheid, 
die Ärzte des Ausschusses hätten aus diesem 
Grund „assimilé votre maladie à une affec­
tion d'origine professionnelle". 

10. Die Beschwerde des Klägers blieb be­
kanntlich erfolglos. Ausdrücklich wurde in 
einem Bescheid vom 20. Dezember 1983 
(also nach Ablauf der Viermonatsfrist des 
Artikels 90 des Personalstatuts) erklärt, 
nach Artikel 3 der Regelung zur Sicherung 
der Beamten der Europäischen Gemein­
schaften bei Unfällen und Berufskrankheiten 
könne von einer Berufskrankheit nur ge-
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sprachen werden, wenn nachgewiesen wird, 
daß sie in Ausübung oder anläßlich der Aus­
übung des Dienstes für die Gemeinschaften 
entstanden ist. Eine derartige Feststellung 
habe der Invaliditätsausschuß nicht getrof­
fen. Wenn andererseits nach den Feststel­
lungen des Ausschusses davon auszugehen 
sei, daß die Krankheit des Klägers auf ein 
korrektes Disziplinarverfahren zurückgehe, 
das — wie die verhängte Disziplinarstrafe 
•—· durch ein fehlerhaftes und rechtswidriges 
Verhalten des Klägers ausgelöst worden ist, 
so rechtfertige dies nicht die Annahme, der 
Kläger sei Opfer einer Berufskrankheit ge­
worden. 

11. Daraufhin kam es dann zur Einleitung 
eines Gerichtsverfahrens mit den Anträgen: 

1) die Entscheidung vom 27. Juni 1983 so­
wie das Begleitschreiben vom selben 
Tage insoweit aufzuheben, als durch sie 
die Anerkennung der Krankheit des Klä­
gers als Berufskrankheit abgelehnt wird, 

2) soweit erforderlich die ausdrückliche, in 
einem Schreiben vom 20. Dezember 
1983 enthaltene Zurückweisung der Ver­
waltungsbeschwerde des Klägers aufzu­
heben, 

3) festzustellen, daß die Krankheit, die zur 
dauernden Vollinvalidität des Klägers 
geführt hat, eine Berufskrankheit ist, und 

4) die Beklagte zu verurteilen, dem Kläger 
die in Artikel 78 Absatz 2 des Personal­
statuts vorgesehenen Leistungen zu ge­
währen. 

B — 12. Diese Anträge und die zu ihrer 
Begründung vorgebrachten Argumente — 
die die Kommission bekanntlich nicht für 
überzeugend hält — machen folgende Beur­
teilung erforderlich. 

I — Zur Zulässigkeit 

13. Auf die Zulässigkeit der Klage, zu der 
im Verfahren keine Ausführungen gemacht 
worden sind, ist zunächst einzugehen, weil 

am Ende der mündlichen Verhandlung die 
Frage aufgeworfen wurde, was denn der 
Kläger zusätzlich bei einer Anwendung von 
Artikel 78 Absatz 2 gegenüber der von Ab­
satz 3 gewinnen würde. Dazu haben wir 
von der Kommission erfahren, daß im vor­
liegenden Fall kein Unterschied zwischen 
den Leistungen nach den beiden Absätzen 
bestehe, weil nämlich der Kläger — wegen 
seines Dienstalters — auch nach Absatz 3 
von Artikel 78 ein Ruhegehalt in Höhe von 
70 % des Grundgehalts erhält. Dies bedeu­
tet, daß sicherlich kein Anlaß besteht, die 
Frage zu klären, welcher der beiden Absätze 
im Falle des Klägers zur Anwendung kom­
men muß. 

14. Nach der Erklärung der Kommission 
kam aber auch die Frage auf, ob der Kläger 
überhaupt ein Interesse an der Durchführung 
des gegenwärtigen Verfahrens hat. Diese 
Frage wurde ihm ausdrücklich gestellt, und 
er glaubte — wie Sie wissen —, sie bejahen 
zu können. Dazu machte er geltend, er sei 
auch gemäß Artikel 73 des Personalstatuts 
gegen das Risiko einer Berufskrankheit ge­
deckt. Nach dieser Vorschrift komme bei 
dauernder Vollinvalidität die Zahlung eines 
Kapitalbetrages in achtfacher Höhe des 
jährlichen Grundgehalts und die 100 %ige 
Erstattung der Kosten für ärztliche Behand­
lung und dergleichen in Frage. Da aber der 
Begriff „Berufskrankheit" in Artikel 73 die­
selbe Bedeutung habe wie in Artikel 78, 
müsse anerkannt werden, daß er ein Inter­
esse an der Klärung der im vorliegenden 
Verfahren aufgeworfenen Streitfragen 
(namentlich der, ob seine Dienstunfähigkeit 
auf eine Berufskrankheit zurückgehe) habe, 
damit er danach — wie auch die Kommis­
sion — über die Weiterverfolgung seiner 
Ansprüche nach Artikel 73 des Personalsta­
tuts entscheiden könne (zu denen er in der 
Tat — wie sich dem Schreiben vom 27. Juni 
1983 entnehmen läßt — bereits einen An­
trag gestellt hat). 

15. Hält man hier strenge Maßstäbe für ge­
rechtfertigt, so könnte man wohl die Wer-
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tung für angebracht halten, daß sich so ein 
Klageinteresse nicht begründen läßt. Immer­
hin darf nicht übersehen werden, daß sich 
das vorliegende Verfahren ausschließlich auf 
den Artikel 78 des Personalstatuts bezieht, 
und es ist auch zu berücksichtigen, daß es in 
Artikel 25 der Regelung zur Sicherung der 
Beamten der Europäischen Gemeinschaften 
bei Unfällen und Berufskrankheiten heißt: 
„Die Anerkennung einer dauernden Voll­
oder Teilinvalidität gemäß Artikel 73 des 
Statuts und dieser Regelung greift der An­
wendung von Artikel 78 des Statuts in kei­
ner Weise vor; das gleiche gilt umgekehrt." 

16. Andererseits stehen wir vor der Er­
kenntnis, daß im gegenwärtigen Verfahren 
medizinische Feststellungen (die Krankheit 
des Klägers gehe auf das Disziplinarverfah­
ren zurück) nicht streitig sind, daß vielmehr 
die Kernfrage dahin lautet, ob in derartigen 
Fällen auch Platz für eine rechtliche Wer­
tung durch die Anstellungsbehörde ist und 
ob diese korrekt getroffen worden ist, so­
weit ein ausreichend enger Zusammenhang 
mit dem Berufsleben verneint wurde, weil 
sich die Krankheit aus einem korrekten Dis­
ziplinarverfahren wegen pflichtwidrigen 
Verhaltens des Klägers ergeben habe. Ein­
räumen muß man auch, daß die Antwort 
darauf — weil tatsächlich die Artikel 73 und 
78 des Personalstatuts denselben Begriff 
„Berufskrankheit" verwenden — von Be­
deutung sein kann für das andere erwähnte 
Anliegen des Klägers, das offenbar rechtzei­
tig gemäß Artikel 17 der erwähnten Rege­
lung geltend gemacht wurde und noch nicht 
abschließend behandelt worden ist. 

17. Danach kann man es wohl im Hinblick 
auf die Erfordernisse der Prozeßökonomie 
für vertretbar halten, ein vernünftiges Inter­
esse an der Klärung wesentlicher Streitfra­
gen des vorliegenden Verfahrens anzuer­
kennen. Jedenfalls möchte ich Ihnen nicht 
vorschlagen, die Klage wegen fehlenden 
Rechtsschutzinteresses für unzulässig zu er­

klären, und allenfalls zu erwägen geben, 
eine solche Beurteilung für den vierten Kla­
geantrag vorzunehmen (nach dem die Be­
klagte verurteilt werden soll, dem Kläger 
die in Artikel 78 Absatz 2 vorgesehen Lei­
stungen zu gewähren). 

II — Zur Begründetheit 

18. 1. Im Vordergrund steht die These des 
Klägers — sie ist Gegenstand des ersten 
Klagegrundes •—, der Invaliditätsausschuß 
habe anerkannt, daß der Kläger von einer 
Berufskrankheit befallen worden sei. Die 
Entscheidung vom 27. Juni 1983 stütze sich 
andererseits — wie ihre Begründung zeige 
— allein auf die Schlußfolgerungen des In­
validitätsausschusses. Wenn sie gleichwohl 
die Anwendung von Artikel 78 Absatz 2 des 
Personalstatuts ausschließe (in dem die 
durch eine Berufskrankheit verursachte 
Dienstunfähigkeit behandelt wird), so müsse 
beanstandet werden, daß es hierfür an einer 
Begründung fehle. 

19. Dieser Ansicht ·— lassen Sie mich dies 
gleich sagen — vermag ich nicht zu folgen. 

20. a) Wichtig ist, daß es in Artikel 78 Ab­
satz 2 heißt: „Entsteht die Dienstunfähig­
keit durch... eine Berufskrankheit..." 
(„lorsque l'invalidité résulte ... d'une mala­
die professionnelle ..."). Entsprechend ist die 
Frage formuliert, die der Invaliditätsaus­
schuß nach dem von ihm auszufüllenden 
Formular zu beantworten hatte. Sie wurde 
aber — wie schon erwähnt — nicht (was 
denkbar gewesen wäre) mit einem einfachen 
„Ja" beantwortet, sondern mit den Worten 
„l'invalidité s'est manifestée à l'occasion des 
faits précis survenus dans l'exercice de ses 
fonctions." Das kann nur bedeuten, daß der 
Invaliditätsausschuß eben nicht eine Feststel­
lung, wie in Artikel 78 Absatz 2 des Perso­
nalstatuts vorgesehen, treffen wollte, son­
dern allenfalls zum Ausdruck gebracht hat, 
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daß ein gewisser Zusammenhang zwischen 
der Dienstunfähigkeit des Klägers und sei­
nem dienstlichen Bereich besteht. 

21. An dieser Schlußfolgerung kommt man 
auch nicht vorbei, wenn man ·—• davon aus­
gehend, es werde in Artikel 73 und in Arti­
kel 78 des Personalstatuts derselbe Begriff 
„Berufskrankheit" verwendet — auf die in 
Artikel 3 der Regelung zur Sicherung der 
Beamten bei Unfällen und Berufskrankhei­
ten enthaltene Definition der Berufskrank­
heit zurückgreift. In ihr wird nämlich eben­
falls eine deutlich von den Worten des Inva­
liditätsausschusses abweichende Formulie­
rung verwendet, wenn davon gesprochen 
wird, als Berufskrankheit gelte eine Krank­
heit, die in Ausübung oder anläßlich der 
Ausübung des Dienstes für die Gemein­
schaften entstanden ist. Was andererseits die 
Äußerung des Arztes des Klägers vom 
6. September 1983 angeht, auf die sich der 
Kläger auch bezogen hat, so hat sie ihren 
Schwerpunkt wohl in der Feststellung, Ursa­
che der schweren Depression des Klägers 
und seiner Dienstunfähigkeit sei das Diszi­
plinarverfahren gewesen (was eine Zuord­
nung zu einem bestimmten dienstlichen Be­
reich bedeutet). Soweit darüber hinaus da­
von die Rede ist, die Ärzte des Ausschusses 
hätten „assimilé votre maladie à une affec­
tion d'origine professionnelle", so ist be­
zeichnend, daß auch dies nicht die Formu­
lierungen von Artikel 78 Absatz 2 des Per­
sonalstatuts sind. Sollte der Arzt aber beab­
sichtigt haben, damit auf eine durch eine 
Berufskrankheit verursachte Dienstunfähig­
keit hinzuweisen, so wäre zu sagen, daß wir 
uns in erster Linie an die vom Invaliditäts­
ausschuß selbst gewählte Formulierung zu 
halten haben und ihr nicht einfach einseitige 
Interpretationen eines Mitglieds dieses Aus­
schusses zugrunde legen können. 

22. Die Ansicht des Klägers, der Invalidi­
tätsausschuß habe die Feststellung getroffen, 
bei ihm habe eine Berufskrankheit zur 
Dienstunfähigkeit geführt, kann also nicht 
als zutreffend angesehen werden. 

23. b) In bezug auf den vom Kläger gerüg­
ten Begriindtingsnwigel ist weiterhin zum ei­
nen anzumerken, daß der Hinweis in der 
Begründung der Entscheidung vom 27. Juni 
1983 auf die Schlußfolgerungen des Invali­
ditätsausschusses wohl so zu verstehen ist, 
daß damit nur die Feststellungen zur dau­
ernden und vollen Dienstunfähigkeit ge­
meint sind. Für die Anwendung des Artikels 
78 Absatz 3 des Personalstatuts — so 
könnte man sagen •—• ist also in der Ent­
scheidung selbst gar keine Begründung ge­
geben worden. Dennoch wäre von einem re­
levanten Begründungsmangel nicht zu spre­
chen, denn der Rechtsprechung zufolge 
(vgl. Urteil der Rechtssache 69/83 ') sind 
für eine Begründung alle Umstände und ins­
besondere auch Hinweise in anderen Doku­
menten von Wichtigkeit. So gesehen ist von 
Bedeutung, daß in dem die Entscheidung 
begleitenden Schreiben vom 27. Juni 1983 
erklärt wird, die vom Invaliditätsausschuß 
gebrauchte Formulierung entspreche nicht 
den in Artikel 78 Absatz 2 vorgesehenen 
Fällen; deshalb könne diese Vorschrift auf 
den Kläger nicht angewandt werden. Mei­
nes Erachtens ist damit — wenn auch nur in 
summarischer Weise — den Anforderungen 
genügt, die an eine Entscheidungsbegrün­
dung zu stellen sind. 

24. Hätte man aber die Bezugnahme auf 
die Schlußfolgerungen des Invaliditätsaus­
schusses — entgegen dem Wortlaut der 
Entscheidungsbegründung — in einem um­
fassenden Sinn, also unter Einschluß der er­
wähnten, eingangs zitierten Wendung zu 
verstehen, so müßte zum anderen festgehal­
ten werden, daß damit eben nicht zum Aus­
druck gebracht wurde, der Kläger leide an 
einer Berufskrankheit, sondern nur, seine 
Dienstunfähigkeit lasse sich auf das Diszi­
plinarverfahren zurückführen. Bei dieser 
Deutung bestand zweifellos kein Anlaß, in 

1 — Urteil vom 21. Juni 1984 in der Rechtssache 69/83, Charles 
Lux/Rechnungshof der Europäischen Gemeinschaften, Slg. 
1984, 2447. 
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der Entscheidung selbst oder in einem Be­
gleitschreiben dazu eine Begründung dafür 
zu geben, daß die Anstellungsbehörde sich 
von dem Ergebnis „entfernt" habe, zu dem 
der Invaliditätsausschuß gekommen sei. 

25. c) Der erste Klagegrund gibt somit si­
cher nichts her, was für das klägerische An­
liegen von Nutzen sein könnte. 

26. 2. Mit dem zweiten Klagegrund vertritt 
der Kläger insbesondere die Ansicht, nur 
dem Invaliditätsausschuß komme es zu, 
Feststellungen zum beruflichen Ursprung ei­
ner Krankheit und einer daraus folgenden 
Dienstunfähigkeit zu treffen. Daneben 
meinte er, die Anstellungsbehörde hätte den 
Auftrag respektieren müssen, den sie dem 
Invaliditätsausschuß insoweit erteilt hat, und 
es sei ihr daher nicht möglich, die Richtig­
keit der vom Invaliditätsausschuß zum Ur­
sprung der klägerischen Krankheit getroffe­
nen Feststellungen zu bestreiten. 

27. Auch in diesem Zusammenhang sehe 
ich letztlich keinen Grund, die von der 
Kommission eingenommene Haltung zu kri­
tisieren. 

28. a) Was zunächst die grundlegende 
Frage angeht, ob die nach Artikel 78 Absatz 
2 des Personalstatuts notwendigen Feststel­
lungen ausschließlich dem Invaliditätsaus­
schuß, also Ärzten zukommen oder ob hier 
auch hinsichtlich des Begriffes „Berufs­
krankheit" juristische Wertungen durch die 
Verwaltung notwendig sind, so kann sie 
nach meiner Überzeugung nur in letzterem 
Sinne beantwortet werden. Auch wenn man 
anerkennen muß, daß in diesem Zusammen­
hang ein weites Feld für rein medizinische 
Feststellungen besteht (etwa bezüglich der 
Fragen, ob eine Krankheit vorliegt, ob 
Dienstunfähigkeit besteht und ob sich zwi­
schen beiden ein kausaler Zusammenhang 
ausmachen läßt), ist doch ebenso sicher, daß 
auch Rechtsfragen (wenn man so will: sol­
che der Auslegung des Personalstatuts) vor­

handen sind und insbesondere die, ob eine 
festgestellte Krankheit ausreichend enge Be­
ziehungen zur Ausübung beruflicher Funk­
tionen aufweist. Um das einzusehen, genügt 
ein Blick auf andere Elemente des Artikels 
78 Absatz 2 (wonach wichtig ist, ob die 
Dienstunfähigkeit durch eine aufopfernde 
Tat im Interesse des Gemeinwohls oder da­
durch entstanden ist, daß der Beamte sein 
Leben eingesetzt hat, um ein Menschenle­
ben zu retten). Sicherlich geht es hier nicht 
um rein medizinische Fragen, sondern es 
sind auch juristische Wertungen zur ge­
nauen Grenzziehung angebracht (wie etwa 
der in der Rechtssache 342/822 behandelte 
Fall deutlich macht). Hingewiesen werden 
kann andererseits auf das Urteil der Rechts­
sache 257/81 3. Bezeichnend ist hier schon, 
daß die Aufgabe des Invaliditätsausschusses 
— recht eng umgrenzt — dahin umschrie­
ben wird, die Ursache der Dienstunfähigkeit 
festzustellen, was am Ende des Urteils mit 
der Wendung präzisiert wird, der Ausschuß 
habe zu prüfen, „ob der Krankheitszustand 
des Klägers in einem hinreichend direkten 
Zusammenhang mit einem spezifischen und 
typischen, der vom Kläger ausgeübten Tätig­
keit anhaftenden Risiko steht." Bezeichnend 
ist auch, daß in bezug auf die Verwaltung 
davon gesprochen wird, sie sei verpflichtet, 
prüfen zu lassen und zu entscheiden, ob die 
Dienstunfähigkeit des Klägers auf einer Be­
rufskrankheit beruhte, was so nicht formu­
liert worden wäre, wenn es in diesem Zu­
sammenhang auf eine Bewertung durch die 
Verwaltung nicht ankäme. 

29. Umgekehrt läßt sich gegen diese An­
sicht nichts aus dem Artikel 13 von Anhang 
VIII zum Personalstatut gewinnen, auf den 
sich der Kläger bezogen hat. Wenn es hier 
heißt: „Erkennt der Invaliditätsausschuß an, 

2 — Urteil vom 24. November 1983 in der Rechtssache 342/82, 
Hårtog Cohen/Kommission der Europäischen Gemein­
schaften — Slg. 1983, 3829. 

3 — Urteil vom 12. ļanuar 1983 in der Rechtssache 257/81, K./ 
Rat der Europäischen Gemeinschaften, Slg. 1983, 1, 7 ff. 
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daß ein noch nicht fünfundsechzig Jahre al­
ter Beamter während der Zeit, in der er Ru­
hegehaltsansprüche erwirbt, dauernd voll 
dienstunfähig geworden ist...", so kann dar­
aus nur gefolgert werden, daß die Feststel­
lung der Dienstunfähigkeit Sache des Invali­
ditätsausschusses ist, nicht aber auch, der 
Ausschuß habe darüber zu befinden, ob ihre 
Ursache als Berufskrankheit anzusehen ¡st, 
wenn lediglich eine gewisse Beziehung zum 
Dienst, nicht jedoch zu typisch dienstlichen 
Risiken besteht. 

30. b) Danach ist auch klar, daß die Beauf­
tragung des Invaliditätsausschusses in der 
geschilderten summarischen Form (festzu­
stellen, ob die Dienstunfähigkeit auf eine 
Berufskrankheit zurückgeht) natürlich nicht 
bedeuten kann, daß die Verwaltung selbst 
insofern nichts mehr zu entscheiden hat. Si­
cher ist desgleichen — dies ist nach den Er­
klärungen zum ersten Klagegrund schon 
klar —, daß nach der vom Invaliditätsaus­
schuß gewählten, eingangs zitierten Formu­
lierung die Feststellung der Kommission zu 
der beruflichen Qualifizierung der Krank­
heit des Klägers nicht als ein unzulässiges 
Bestreiten der vom Ausschuß getroffenen 
Feststellungen anzusehen ist. 

31. c) Was schließlich die im gegenwär­
tigen Zusammenhang noch zu erörternde, 
ursprünglich mit dem zweiten Klagegrund 
so nicht angesprochene Frage angeht, ob die 
Kommission im vorliegenden Fall zu Recht 
festgestellt hat, die Dienstunfähigkeit des 
Klägers sei nicht durch eine Berufskrankheit 
entstanden, so muß dazu noch einmal in Er­
innerung gebracht werden, daß der Invalidi­
tätsausschuß — medizinisch unanfechtbar 
— davon ausgegangen ist, daß die Krank­
heit des Klägers maßgeblich auf das gegen 
ihn durchgeführte Disziplinarverfahren zu­
rückgeht, von dem im übrigen nach dem 
Urteil der Rechtssachen 255 und 256/83 (in 
denen auch der Vorwurf zur Debatte stand, 
das Verfahren sei zu langsam abgelaufen) 

feststeht, daß es weder in seiner Durchfüh­
rung noch in seinem Ergebnis zu beanstan­
den ist. 

32. Davon ausgehend, und entgegen der 
Ansicht des Klägers, der einen weiten Be­
griff „Berufskrankheit" für richtig hält 
(Berufskrankheit — so meint er — sei eine 
Krankheit, die sich gezeigt hat bei der Aus­
übung oder anläßlich der Ausübung dienstli­
cher Funktionen), möchte ich annehmen, 
daß an der Wertung der Kommission in 
Wahrheit nichts auszusetzen ist. 

33. Dafür läßt sich ein erster Anhaltspunkt 
aus Artikel 3 der Regelung zur Sicherung 
der Beamten bei Unfällen und Berufskrank­
heiten gewinnen, wonach für Berufskrank­
heiten eben nicht die vom Kläger angenom­
mene Definition gilt, sondern wichtig ist, ob 
eine Krankheit „in Ausübung oder anläßlich 
der Ausübung des Dienstes für die Gemein­
schaften entstanden ist". Noch deutlicher ist 
die aus dem Urteil der Rechtssache 257/81 
bereits zitierte Formulierung, nach der es 
darauf ankommt, ob der Krankheitszustand 
in einem hinreichend direkten Zusammen­
hang mit einem spezifischen und typischen Ri­
siko steht, das der vom Kläger ausgeübten 
Tätigkeit anhaftet. Demgegenüber stehen 
wir im vorliegenden Fall vor der Erkenntnis, 
daß die Ursache der klägerischen Krankheit 
nicht in der Ausübung der ihm übertragenen 
Funktionen lag; sie ging nicht zurück auf 
besondere, mit seiner dienstlichen Tätigkeit 
verbundene Risiken, sondern letztlich auf 
sein unkorrektes dienstliches und außer­
dienstliches Verhalten, das ja zu dem er­
wähnten Disziplinarverfahren geführt hat. 
Hier gleichwohl von einer im Beruf erwor­
benen Krankheit zu sprechen, nur weil im 
dienstlichen Bereich aus einem im Grunde 
genommen berufsfremden Verhalten Konse­
quenzen gezogen worden sind, hieße sicher 
einer unzulässigen Begriffsverwirrung das 
Wort reden. Dafür läßt sich auch schwerlich 
etwas unter Hinweis auf das Gesamtsystem 
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des Artikels 78 gewinnen (das — wie der 
Kläger meint — als geschlossen anzusehen 
sei und nach dem nur — wie der letzte Abr 
satz zeige — die absichtliche Herbeiführung 
der Dienstunfähigkeit für eine geringere Be­
messung der Ruhegehaltsansprüche relevant 
sei). Diese Betrachtung erscheint in der Tat 
nicht zwingend, vielmehr muß angenommen 
werden, daß bei Vorliegen andersartigen, 
vorwerfbaren Verhaltens, das ein Diszipli­
narverfahren und letztlich die Dienstunfä­
higkeit nach sich gezogen hat, dem durch­
aus bei der Beurteilung der nach Artikel 78 
Absatz 2 wesentlichen Frage Rechnung ge­
tragen werden kann, ob die Dienstunfähig­
keit dienstlichen Ursprung hat oder nicht. 
Von einer Störung des in Artikel 78 des 
Personalstatuts erkennbaren Systems kann 
danach nicht gesprochen werden. 

34. d) Festzuhalten ist somit, daß auch alle 
Argumente, die im Rahmen des zweiten 
Klagegrundes vorgetragen worden sind, den 
Anträgen dės Klägers nicht zum Erfolg ver­
helfen können. Danach steht ebenfalls fest, 
daß kein Anlaß besteht, die Ärzte des Inva­
liditätsausschusses — wie vom Kläger ver­
langt — als Zeugen zu vernehmen. 

35. 3. Mit einem dritten Klagegrund bemän­
gelt der, Kläger ferner, der auf- seine Be­
schwerde ergangene Bescheid enthalte eine 
andere Begründung als die Entscheidung 
vom 27. Juni 1983. Dies hält er, da seine 
Beschwerde zurückgewiesen und die kriti­
sierte Entscheidung bestätigt worden sei, für 
unzulässig. Nach seiner Meinung ist deshalb 
die Entscheidung nur anhand ihrer ur­
sprünglichen Begründung zu würdigen (also 
unter Berücksichtigung der Bezugnahme auf 
die Schlußfolgerungen des Invaliditätsaus­
schusses, in denen eine Berufskrankheit fest­
gestellt worden sei). · 

36. a) Hierzu ist vorweg zu bemerken, daß 
der Kläger eine unzutreffende Darstellung 
der Begründung der Entscheidung vom 27. 

Juni 1983 gegeben hat. Wie ich schon 
zeigte, hat die Bezugnahme auf die Schluß­
folgerungen des Invaliditätsausschusses wohl 
nur Bedeutung für die Feststellung der 
Dienstunfähigkeit. Zur Anwendung von Ar­
tikel 78 Absatz 3 des Personalstatuts findet 
sich dagegen eine Begründung lediglich in 
dem Begleitschreiben zu. der Entscheidung 
vom selben Tag. Nach dieser Begründung in 
dem Begleitschreiben ist klar, daß der Arti­
kel 78 . Absatz 2 des Personalstatuts nicht 
angewandt wurde, weil angesichts der vom 
Invaliditätsausschuß gewählten, eingangs zi­
tierten Formulierung vom Vorliegen einer 
Berufskrankheit nicht gesprochen werden 
kann.. Darauf bezogen enthält jedoch der 
Beschwerdebescheid in Wahrheit keine neue 
und andersartige Begründung, sondern — 
wie die, Kommission gemeint hat — allein 
eine Verdeutlichung der in dem Begleit­
schreiben enthaltenen Begründung. Dies 
läßt sich sagen, weil hinter der vom Invalidi­
tätsausschuß gewählten Formulierung die — 
dem Kläger bekannte — Feststellung zu se­
hen ist, daß seine Krankheit auf dąs Diszi­
plinarverfahren zurückgeht. Dazu bringt der 
Beschwerdebescheid in der Tat nur die 
Präzisierung, daß dąs Disziplinarverfahren 
durch ein dem Kläger vorwerfbares Verhal­
ten ausgelöst worden ist und daß bei einer 
solchen Sachlage nicht von einer durch be­
rufliche Risiken verursachten Krankheit die 
Rede'sein kann. ' 

37. b) Es steht somit fest, daß richtiger-
weise die Begründung des Beschwerdebe­
scheides nicht als unzulässig außer Betracht 
zu lassen ist. Dazu kommt, daß der Stand­
punkt des Klägers grundsätzlich nicht rich­
tig ist, die Begründung einer Entscheidung 
dürfe in einem Beschwerdebescheid nicht 
geändert werden. 

38. Für die klägerische Ansicht läßt sich aus 
der von ihm angeführten Rechtsprechung 
nichts gewinnen, · weil sie in Wahrheit das 
gegenwärtig interessierende Problem nicht 
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behandelte. Sie hielt einerseits fest — so in 
den Rechtssachen 121/764 und 75/77 5 —, 
die Begründung der stillschweigenden Zu­
rückweisung einer Beschwerde falle mit der 
Begründung der angegriffenen Entschei­
dung zusammen. Andererseits sagte sie — 
so in den Rechtssachen 33 und 75/796 —, 
eine ausdrücklich ablehnende Entscheidung, 
die nach Ablauf der Viermonatsfrist des Ar­
tikels 90 Absatz 2 zugestellt wird, bestätige 
nur die zu diesem Zeitpunkt bereits vorlie­
gende stillschweigende Entscheidung. Da­
für, daß der Standpunkt der Kommission 
zutrifft, ergeben sich auch sehr deutliche 
Anhaltspunkte nach dem System des Be­
schwerdeverfahrens, wie es im Personalsta­
tut geregelt ist. Sein erkennbarer Sinn ist es, 
eine eingehende Auseinandersetzung mit der 
Verwaltung zu ermöglichen, ehe es zu ei­
nem gerichtlichen Verfahren kommt. Sie 
kann zu einer Änderung der kritisierten 
Entscheidung führen; erfolgt dies nicht, 
so hat eine eingehende Begründung des 
Beschwerdebescheids möglicherweise zur 
Folge, daß der Beschwerdeführer von einem 
Prozeß abgehalten wird. Deshalb ist auch 
ausdrücklich in Artikel 90 des Personalsta­
tuts vorgesehen, daß Beschwerdebescheide 
zu begründen sind. Zutreffenderweise kann 
dies aber nur in einem extensiven Sinn ver­
standen werden, denn wäre der Standpunkt 
des Klägers richtig (daß im Beschwerdebe­
scheid keine über die ursprüngliche Ent­
scheidungsbegründung hinausgehende Be­
gründung gegeben werden darf), so wäre 
der Artikel 90 Absatz 2 zweiter Unterabsatz 
ohne jede Bedeutung in Fällen, in denen es 
der angegriffenen Entscheidung an einer 
Begründung überhaupt fehlt (so daß hier 
trotz Durchführung eines Beschwerdever­
fahrens nur eine Aufhebung der angegriffe­
nen Entscheidung wegen Begründungsman­

gels erfolgen könnte). Außerdem kann dazu 
auch noch auf den Umstand hingewiesen 
werden, daß der Artikel 91 Absatz 3 eine 
erneute Klagefrist vorsieht, wenn ein aus­
drücklich ablehnender Beschwerdebescheid 
nach einer stillschweigenden Ablehnung er­
geht. Dies setzt •—• wie die Kommission mit 
Recht betont hat — geradezu voraus, daß 
ihr Standpunkt zutrifft, ist doch in der Tat 
eine neue Überlegungsfrist (als solche muß 
die Klagefrist gewertet werden) nur zu 
rechtfertigen, wenn der Beschwerdebescheid 
Elemente enthalten darf, die sich in der ur­
sprünglichen Entscheidung noch nicht fin­
den. 

39. c) Auch aus dem dritten Klagegrund ist 
somit für das klägerische Anliegen sicher 
nichts zu gewinnen. 

40. 4. Mit einem vierten Klagegrund schließ­
lich wurde der Kommission ein Ermessens­
mißbrauch vorgeworfen. Dies mit der Be­
gründung, sie habe bei Erlaß ihrer Entschei­
dung im Rahmen des Invaliditätsverfahrens 
noch einmal eine Sanktion verhängt wegen 
des Verhaltens des Klägers, das zu dem 
Disziplinarverfahren geführt hat, und zwar 
dadurch, daß sie den beruflichen Ursprung 
seiner Krankheit nicht anerkannt und die 
dahin gehende rechtmäßige Qualifizierung, 
die der Invaliditätsausschuß vorgenommen 
habe, nicht übernommen habe. 

41. Nach allem, was schon ausgeführt wor­
den ist, erscheint ohne weiteres klar, daß 
auch diese Kritik nicht verfängt. 

42. Noch einmal ist daran zu erinnern, daß 
der Invaliditätsausschuß die Krankheit des 
Klägers tatsächlich nicht als Berufskrankheit 
qualifiziert hat, sondern durch die Wahl ei­
ner besonderen Formulierung deutlich ge­
macht hat, daß diese Frage für eine Würdi­
gung durch die Verwaltung offenbleiben 
soll. Der Verwaltung kann also nicht nach­
gesagt werden, sie sei von der Beurteilung 

4 — Urteil vom 27. Oktober 1977 in der Rechtssache 121/76, 
Alessandro Moli/Kommission, Slg. 1977, 1971. 

5 — Urteil vom 13. April 1978 in der Rechtssache 75/77, Emma 
Mollct/Kommission, Slg. 1978, 897. 

6 — Urteil vom 28. Mai 1980 in den verbundenen Rechtssachen 
33 und 75/79, Richard Kuhner/Kommission, Slg. 1980, 
1677. 
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des Invaliditätsauschusses abgewichen, viel­
mehr hat sie ein eigenständiges Urteil zu 
diesem Punkt gefunden. 

43. Es kann auch nicht die Rede sein von 
einer zweiten Sanktionierung der dem Klä­
ger zu Recht vorgeworfenen dienstlichen 
Vergehen. Die Kommission hat lediglich im 
Rahmen des Invaliditätsrechtes den Sachver­
halt (eine sich aus einem Disziplinarverfah­

ren ergebende Dienstunfähigkeit) gewür­
digt, und sie ist dabei — wie gezeigt wor­
den ist — zutreffend zu der Auffassung ge­
langt, bei einer solchen Sachlage liege keine 
durch die Berufsausübung verursachte 
Dienstunfähigkeit, sondern eine Dienstunfä­
higkeit aus anderer Ursache im Sinne von 
Artikel 78 Absatz 3 des Personalstatuts vor. 

44. Danach kann von einem Ermessensmiß­
brauch sicher nicht gesprochen werden. 

C — 45. Da somit feststeht, daß keiner der Klagegründe durchgreift, die Kom­
mission also zu Recht die Anerkennung der Krankheit des Klägers als Berufs­
krankheit versagt hat, bleibt nur, die Klage in vollem Umfang abzuweisen und 
über die Kosten des Verfahrens nach Artikel 70 unserer Verfahrensordnung zu 
entscheiden. 
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